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Vorwort

Das Personalvertretungsrecht regelt die Beteiligung der im öffentlichen Dienst
Beschäftigten an Binnenentscheidungen der öffentlichen Verwaltung. Ebenso wie
das Betriebsverfassungsrecht dient es der Beteiligung der Mitarbeiter an personel-
len, sozialen und organisatorischen Maßnahmen. Dennoch sind in der Bundes-
republik Deutschland die Grundlagen für die Beteiligung aller abhängig Beschäf-
tigten, d.h. sowohl derjenigen des öffentlichen Dienstes als auch derjenigen in der
gewerblichen Wirtschaft, nicht einheitlich geregelt, sondern finden sich in unter-
schiedlichen Gesetzen. Während die Mitarbeiterbeteiligung in der gewerblichen
Wirtschaft bundeseinheitlich im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) geregelt ist,
entwickelten sich im öffentlichen Dienst spezifische Regelwerke, in denen dessen
Sonderstellung, wie z.B. mit Bezug auf die nur dort beschäftigten Beamten,
Berücksichtigung findet. Wegen der außerdem unterschiedlichen Gesetzgebungs-
zuständigkeiten einerseits des Bundes und andererseits der Länder ist das Personal-
vertretungsrecht des öffentlichenDienstes imGegensatz zumBetriebsverfassungs-
recht vielfach zersplittert und in zahlreichen Gesetzen mit zum Teil gravierenden
Unterschieden geregelt. Eine einheitliche und sich zugleich auf das gesamte
Bundesgebiet erstreckende Rechtsordnung findet sich nur für die in der Bundes-
verwaltung Beschäftigten im Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG). Zwar
wurden diesem Gesetz in den 1950er Jahren zahlreiche Landespersonalvertre-
tungsgesetze nachgebildet; sie änderten sich jedoch im Verlauf der vergangenen
Jahrzehnte immer wieder unter dem Einfluss wechselnder politischer Mehrheiten
in den Landesparlamenten und entfernten sich mehr oder weniger weit vom
Bundesrecht.

Das gilt insbesondere für das Landespersonalvertretungsrecht in NRW. Nach der
Landtagswahl im Jahr 2005 und dem seit langer Zeit erstmaligen Wechsel zu einer
von CDU und FDP getragenen Landesregierung wurde im Jahr 2007 das Landes-
personalvertretungsgesetz (LPVG NRW) überarbeitet und tiefgreifend geändert.
Dabei wurde das Landesrecht u.a. an das BPersVG (rück-)angepasst. Der nach
der Landtagswahl im Jahr 2010 von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
geschlossene Koalitionsvertrag sieht die Schaffung eines modernen Mitbestim-
mungsrechts und eine erneute Änderung des LPVG NRW vor, um die Grund-
lagen für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Beschäftigten in Behör-
den und Verwaltungen („Mitbestimmung auf gleicher Augenhöhe“) wieder
herzustellen. Das mit dieser Zweckrichtung verabschiedete Änderungsgesetz trat
am 16. Juli 2011 in Kraft. Mit der Gesetzesnovelle werden u.a. die Beteiligungstat-
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bestände in vielen Bereichen auf den Rechtszustand vor der Änderung 2007
zurückgeführt, d.h. Beteiligungsrechte wieder eingeführt oder angehoben und
z.T. fortentwickelt. Damit wird zugleich eine Rechtsentwicklung (vorläufig?)
abgeschlossen, die in einem Zeitraum von weniger als vier Jahren einen zwei-
fachen Paradigmenwechsel im Personalvertretungsrecht des Landes Nordrhein-
Westfalen bewirkt hat.

Das gibt Anlass, den (neu gewählten) Personalvertretungen, Dienststellen und
anderen Rechtsanwendern wie z.B. Rechtsanwälten, Verbänden und Gewerk-
schaften einen praxisorientierten Ratgeber an die Hand zu geben, der bereits
die zahlreichen Gesetzesänderungen der Novelle 2011 berücksichtigt.

Der Ratgeber gibt im Ersten Teil die für das Verständnis der Rechtszusammen-
hänge erforderlichen Hilfestellungen in Form von Erläuterungen. Diese sind
thematisch gegliedert und sollen so bei der täglichen Arbeit mit dem Gesetz den
Zugang zur Systematik des Personalvertretungsrechts erleichtern. Die allgemei-
nen Ausführungen zur Geschichte des Personalvertretungsrechts, zum Aufbau
des Gesetzes und dessen Auslegung dienen dem (besseren) Gesetzesverständnis.
Es schließen sich Darstellungen zur Wahl der Personalvertretungen und Erläute-
rungen zu Funktion und Aufgabenwahrnehmung von Personalräten an. Ausführ-
lich werden die Beteiligungsverfahren und Formen der Mitbestimmung als
„Herzstück“ der personalvertretungsrechtlichen Arbeit dargestellt. Die Ausfüh-
rungen schließen mit der Darstellung einzelner Beteiligungsrechte, die allerdings
nur ausnahmsweise die Tiefe und den Umfang einer Kurzkommentierung er-
reicht. Zweck des Ratgebers ist danach nicht, unter Wiedergabe einer Fülle von
gerichtlichen Entscheidungen und Hinweisen auf Literaturfundstellen die einzel-
nen Normen des LPVG NRW zu kommentieren; diese Aufgabe erfüllen viel-
mehr die Kommentare zum LPVG NRW, auf deren ergänzende Lektüre im Ein-
zelfall unter Angabe von Fundstellen hingewiesen wird.

Im Zweiten Teil werden die maßgeblichen Gesetze und Verordnungen wieder-
gegeben, darunter insbesondere das LPVG NRW nebst Wahlordnung und (aus-
zugsweise) weitere einschlägige Vorschriften. Dort kann sich der Leser und
Rechtsanwender die erforderlichen Informationen über die in der Praxis regelmä-
ßig anzuwendenden Normen verschaffen.

Die Arbeit zwischen Personalvertretung und Dienststellenleitung soll auf der
Grundlage umfassender gegenseitiger Information maßgeblich geprägt sein von
einem vertrauensvollen Umgang. Das gesetzliche Fundament für eine solche ver-
trauensvolle Zusammenarbeit findet sich in § 2 Abs. 1 LPVG NRW, dessen erster
Satzteil bestimmt, dass Dienststelle und Personalvertretung zur Erfüllung der
dienstlichen Aufgaben und zumWohle der Beschäftigten im Rahmen der Gesetze
und Tarifverträge vertrauensvoll zusammenarbeiten. Dies ist nicht nur ein un-
verbindlicher Programmsatz, die Norm enthält vielmehr zwingendes Recht. Das
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Gesetz wirkt damit einer einseitigen Interessenvertretung durch die Personalver-
tretungen entgegen; das gilt zugleich auch für die Dienststellenleitungen bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Nicht nur die gesetzliche Hervorhebung der
Gemeinsamkeit bei der Bewältigung der personalvertretungsrechtlichen Aufga-
ben ist von Bedeutung, noch wichtiger erscheint für das „Betriebsklima“ die
Umsetzung der vertrauensvollen Zusammenarbeit im täglichen Umgang der
beteiligten Personen. Eine von gegenseitigem Vertrauen geprägte Zusammen-
arbeit kann nur gedeihen, wenn die Beteiligten über einen vergleichbaren Kennt-
nisstand im anzuwendenden Recht verfügen. Hierzu soll dieser Ratgeber das
Rüstzeug geben: Vor allem den Personalräten und Sachbearbeitern in den Per-
sonalabteilungen der Dienststellen soll er ein zuverlässiger ständiger Begleiter bei
der täglichen Personalratsarbeit sein.

Anregungen und Verbesserungsvorschläge sind ebenso wie Kritik und Lob aus-
drücklich erwünscht. Richten Sie als Leser und Nutzer dieses Ratgebers Ihre
Hinweise bitte unmittelbar an den Erich Schmidt Verlag.

Ich danke Gunni, Julian, Melanie und Marc für ihre Nachsicht und Unterstüt-
zung.

Bad Sassendorf und Arnsberg im Mai 2012 Michael Klein
Vizepräsident des

Verwaltungsgerichts und
Richterlicher Mediator
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